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1 Einleitung



Wie Souverän ist die Bundesrepublik eigentlich? Sind wir ein Staat wie ein jeder anderer auf der Welt, mit gleichen Rechten und Pflichten? Können wir eigenständig Handeln ohne Rückfragen zu halten? Diese Fragen bestanden seit der Gründung der Bundesrepublik Deutschland bis zum Zwei-Plus-Vier-Vertrag im Jahr 1990. In welchem der Bundesrepublik ihre volle und uneingeschränkte Souveränität zu gesprochen wurde.
1
Aber bis zu diesem Datum war es ein langer Weg und es fehlte in all diesen Jahren nicht an markanten Ereignissen die die mangelnde Souveränität der Bundesrepublik offen zeigten. So etwa die ab 1983 stattfindende Stationierung von Cruise Missiles und Pershing-2-Raketen auf dem Gebiet der Bundesrepublik. Mit dem „Petersberger Abkommen“ vom November 1949, dem Jahr der Gründung, der neuen Bundesrepublik gelang Adenauer ein erster Schritt zur Gleichberechtigung und Selbständigkeit.



In der vorliegenden Hausarbeit soll es um diesen ersten Schritt gehen. Es soll um den Inhalt dieses Abkommens gehen, die innenpolitische Debatte zu diesem Thema und die Auswirkungen die dieses Abkommen für die Bundesrepublik hatte. Am Ende soll die Frage geklärt werden inwiefern dieses Abkommen die Bundesrepublik Deutschland der Souveränität „näher“ brachte.



Von der Londoner Konferenz 1944, der Konferenz von Jalta ein Jahr später, auf dem sich der amerikanische Präsident Roosevelt, der britische Premier Churchill und der sowjetische Diktator Stalin auf die Aufteilung Deutschlands in vier Besatzungszonen mit einem alliierten Kontrollrat, auf eine Entmilitarisierung und Entnazifizierung Deutschlands und die Einsetzung einer alliierten Reparationskommission für Deutschland nach dessen Niederlage verständigten, über der Berlin Blockade 1948 - dem Beginn des Kalten Krieges, bis zur Gründung der Bundesrepublik 1949 und dem Abschluss des „Petersberger Abkommen“ im gleichen Jahr.



1
Zölling, Peter: Deutsche Geschichte von 1871 bis zur Gegenwart. Wie Deutschland wurde, was es ist. Bonn 2005



(:Schriftenreihe der Bundeszentrale für politische Bildung, Band 523), S. 344 zum Thema Souveränität siehe: Quaritsch, H.:



Staat und Souveränität. Frankfurt am Main 1970, Dennert, J.: Ursprung und Begriff der Souveränität. Stuttgart, 1964.
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2 Die Anfänge der BRD - Ein Staat mit Auflagen



2.1 Die Londoner Konferenz 1944



Mit der Katastrophe von Stalingrad 1942/43, die einen Wendepunkt im Kriegsgeschehen markierte, sowie der Großoffensive der Alliierten in der Normandie 1944, war die militärische Niederlage Deutschlands und der Untergang des NS-Regimes abzusehen.
2
So trafen sich am 12. September 1944 alliierte Vertreter in London, um eine territoriale Neuordnung Deutschlands nach dem Kriege zu beschließen. Bereits zwischen Januar und August des selben Jahres wurden durch die European Advisory Commission (EAC) - ein Kollegium, das aus drei Berufsdiplomaten bestand, die wiederum von ihren Außenministerien instruiert wurden - die generellen Richtlinien für eine Aufteilung Deutschlands in Besatzungszonen festgelegt.
3



So sollte die UdSSR den Osten, die USA den Süden und Großbritannien den Norden besetzen. Berlin bekam eine Sonderstellung. Es sollte von allen drei Siegermächten besetzt werden. Diesem britischen Vorschlag stimmte die Sowjetunion am 18. Februar 1944 fast zu, lehnte aber die vorgeschlagenen „gemischten Besatzungstruppen“ ab. Gebilligt wurde der Plan durch den amerikanischen Präsidenten Franklin D. Roosevelt am 1. Juni 1944.
4
Mit dem Londoner „Protokoll über die Besatzungszonen in Deutschland und die Verwaltung von Groß-Berlin“ vom 12. September 1944 wurde von der UdSSR, der USA und Großbritannien beschlossen, dass Deutschland innerhalb seiner Grenzen vom 31. Januar 1937 in vorerst drei Besatzungszonen einzuteilen ist. So heißt es im Punkt 1:



„Deutschland wird innerhalb seiner Grenzen, wie sie am 31. Dezember 1937 waren, für den Zweck der Besatzung in drei Zonen geteilt werden, von denen je eine jeder der drei Mächte zugeteilt werden wird, und in ein spezielles Berlin-Gebiet, das unter gemeinsamer Besetzung der drei Mächte sein wird.“
5



Brand weist in diesem Zusammenhang darauf hin dass es sich damit nicht „um einen Beschluß zur Zerstückelung Deutschlands, sondern lediglich um die Festlegung von Zonen



2
Vgl. Zölling, S. 218ff.



3
Brand, Christoph-Matthias: Souveränität für Deutschland. Grundlagen, Entstehungsgeschichte und Bedeutung des Zwei-



plus-Vier-Vertrages vom 12. September 1990. Köln 1993, S. 68.



4
Ebenda.



5
Stammen, Theo (Hrsg.): Einigkeit und Recht und Freiheit: westdeutsche Innenpolitik 1945-1955. München 1965, S. 22,



diese Gemeinsame Verwaltung Berlins endete faktisch schon am 16.6.1948 als sich der sowjetische Kommandant aus der



Alliierten Kommandantur zurückzog: Quist, Rolf: Ostpolitik Völkerrecht und Grundgesetz. Augsburg 1972, S. 99.
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zum Zwecke der Besetzung
handelte.“
6
In einem Treffen zwischen Roosevelt und dem britischen Premierminister Winston Churchill, einen Tag nach der Verabschiedung des vorigen Protokolls im Kanadischen Quebec, sollten die Zwecke der Besatzung genannt werden, so der „… der Entwaffnung, der Aufrechterhaltung der Ordnung und Ausübung der Polizeigewalt.“
7



Wie dieses „spezielle Berlin-Gebiet“ gestaltet sein soll zeigt sich unter Punkt 2:



„Berlin-Gebiet: Das Berlin-Gebiet (unter welchem Begriff das Gebiet von „Groß-Berlin“ verstanden wird, wie es durch das Gesetz vom 27. April 1920 definiert wurde) wird gemeinsam von bewaffneten Streitkräften der USA, des Vereinigten Königreichs und der UdSSR besetzt werden, die von den betreffenden Oberkommandierenden zugeteilt werden. Zu diesem Zweck wird das Gebiet von „Groß-Berlin“ in die folgenden drei Teile geteilt:



Nordost-Teil vom „Groß-Berlin“
(Bezirke von Pankow, Prenzlauerberg, Mitte, Weißensee, Friedrichshain, Lichtenberg, Treptow, Köpenick) wird von den Streitkräften der UdSSR besetzt werden.
Nordwest-Teil vom „Groß-Berlin“
(Bezirke von Reinickendorf, Wedding, Tiergarten, Charlottenburg, Spandau, Wilmersdorf) wird von den Streitkräften von ………. besetzt werden [Punkte erscheinen im Original].



Süd-Teil von „Groß-Berlin“
(Bezirke von Zehlendorf, Steglitz, Schöneberg, Kreuzberg, Tempelhof, Neukölln) wird von den Streitkräften von ………. besetzt werden [Punkte erscheinen im Original]. Die Grenzen der Bezirke innerhalb von „Groß-Berlin“, auf die in der vorstehenden Beschreibung Bezug genommen wurde, sind solche, die nach dem Wirksamwerden des Dekrets, das am 27. März 1938 veröffentlicht wurde, existieren (Amtsblatt der Reichshauptstadt Berlin Nr. 14 vom 27. März 1938, Seite 215).“
8



Die Vertreter in der EAC verständigten sich des Weiteren in einem „Abkommen über Kontrolleinrichtungen in Deutschland“ vom 4. November 1944 in London über die alliierten Kontrollmechanismen in Deutschland. So heißt es im Artikel 1:



„Die oberste Gewalt in Deutschland wird nach Weisungen ihrer jeweiligen Regierungen von den Oberbefehlshabern der Streitkräfte [der Französischen Republik,] der Vereinigten Staaten von Amerika, des Vereinigten Königreichs und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken ausgeübt, von jedem in seiner eigenen Besatzungszone und auch gemeinsam in allen Deutschland als Ganzes betreffenden Angelegenheiten - in ihrer Eigenschaft als Mitglieder des nach dem vorliegenden Abkommen errichteten höchsten Kontrollorgans.
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